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Die Verfassungstreue als beamtenrechtliche Kernpflicht 
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„Dienstrecht ist geduldig.“ 1 – So stammt die immer noch  
zitierte Grundentscheidung zur politischen Treuepflicht aus 
dem Jahr 1975 und erging zum sog. Radikalenerlass, der insbe-
sondere auf Angehörige von sozialistischen oder kommunisti-
schen Gruppen oder Parteien abzielte. Zu einer Zeit, in der das 
Thema regelmäßig auch in der Berichterstattung der Presse 
auftaucht, erscheint eine ausführlichere aktuelle Betrachtung 
sinnvoll. Dabei geht es auch um Flügel, Bilder und andere (Ver-
fassungs-)Ränder.

I. Einführung

„Nazi-Verdacht beim Polizeipräsidium Neubrandenburg“ 2,  
antisemitische Videos im Polizeipräsidium München 3, „Nazi- 
Skandal“ bei der Frankfurter Polizei 4, „Polizeianwärter unter 
Extremismusverdacht“ 5, „Polizeischüler nach „Sieg Heil!“- 
Gebrüll suspendiert“ 6 – Die Schlagzeilen insbesondere über 
rechtsextreme Beamte im Staatsdienst scheinen sich zu häufen. 
So ergab eine Länderumfrage der Zeitung taz allein im Jahr 
2018 32 rechtsextreme Verdachtsfälle bei Polizisten. 7 Auch fal-
len Beamte als sog. Reichsbürger auf. Dies sind angesichts der 
weit überwiegend verfassungstreuen Beamtenschaft gewiss 
Einzelfälle. So hat immerhin der Präsident der Bundespolizei 
betont, dass er keine Organisation in Deutschland mit einer sol-
chen Loyalität zur verfassungsmäßigen Ordnung kenne. 8 Auch 
nach dem hessischen Innenminister Beuth handelt es sich bei 
den rechten Verdachtsfällen in der hessischen Polizei um Ein-
zelfälle. 9 Gleichwohl nimmt sich zukünftig ein neues Referat 
beim Verfassungsschutz des Themas an. 10 Zu beachten ist auch, 
dass es kaum neuere wissenschaftliche Untersuchungen zu 
rechten Einstellungen innerhalb der Polizei gibt. 11

Die politische Treuepflicht ist schon immer eine Kernpflicht 
des Beamten. Die Gewähr des jederzeitigen Eintretens für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne der Ver-
fassung ist ein persönliches Eignungskriterium i. S. d. Art. 33 
Abs.  2 GG. 12 Der Beamte schuldet dem Dienstherrn die Er
füllung der beamtenrechtlichen Treuepflicht, einschließlich der 
Pflicht zum aktiven Eintreten für die „verfassungsmäßige Ord-
nung“ i. S. d. Art. 20 Abs. 3 GG. Es ist ein hergebrachter und 
zu beachtender Grundsatz des Berufsbeamtentums aus Art. 33 
Abs. 5 GG, dass dem Beamten eine besondere politische Treue-
pflicht gegenüber dem Staat und seiner Verfassung obliegt. 13 
Dies schlägt sich auch in der Formulierung von den Angehöri-
gen, die „in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue
verhältnis stehen“, in Art. 33 Abs. 4 GG nieder. Die Ausübung 
hoheitsrechtlicher Befugnisse und die damit verbundenen Ein-
griffsrechte des Staates sind danach einem Personenkreis vor-
behalten, dessen Rechtsstellung in besonderer Weise Gewähr 
für Verlässlichkeit und Rechtsstaatlichkeit bietet. Beamte reali-
sieren die Machtstellung des Staates 14, sie haben als „Reprä-
sentanten der Rechtsstaatsidee“ dem ganzen Volk zu dienen 
und ihre Aufgaben im Interesse des Wohls der Allgemeinheit 
unparteiisch und gerecht zu erfüllen. 15 Die „Treue zur Verfas-
sung“ wird daneben in Art. 5 Abs. 3 S. 2 GG genannt. Auch die 
Wohlverhaltenspflicht wurzelt als „Teilaspekt der beamtenrecht-
lichen Treuepflicht“ in den hergebrachten Grundsätzen des Be-
rufsbeamtentums. 16 

Die Pflicht gilt für jedes Beamtenverhältnis, ganz gleich, ob auf 
Zeit, Widerruf, Probe oder Lebenszeit. 17 In ein Beamtenver-
hältnis darf nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 BeamtStG (BBG) nur berufen 
werden, wer die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgeset-
zes einzutreten. Gleiches wird in § 8 Abs. 1 HBG hinsichtlich 
der Verfassung des Landes Hessen ausgedrückt. Nach §  33 
Abs. 1 S. 3 BeamtStG (§ 60 Abs. 1 S. 3 BBG) müssen sich 
Beamte durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
bekennen und für deren Erhaltung eintreten. Die Pflicht bildet 
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